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Einleitung 

Durch das Gesetz über den Reisevertrag1 soll nach der Begründung 
des Rechtsausschusses des Bundestages2 das Reisevertragsrecht auf eine 
eindeutige, auf einen angemessenen Interessenausgleich zwischen dem 
Reisenden und dem ReiseveranstaIter gerichtete Grundlage gestellt 
werden. Zugleich will der Gesetzgeber die Rechtsstellung des Verbrau-
chers verbessern. Diese Anliegen sollen im Auge behalten werden, wenn 
mit vorliegender Arbeit ein in der Vergangenheit besonders umstritte-
ner Ausschnitt aus dem Reiserecht dargestellt wird: Der Rücktritt des 
Reisenden vom Reisevertrag vor Reisebeginn (§ 651 i)3. 

Den Hauptteil der Arbeit (Teil 3) bildet die Erörterung des Entschädi-
gungsanspruchs des ReiseveranstaIters (§ 651 i 11 2, 3, 111). Vor Inkraft-
treten des Reisevertragsgesetzes war dies der neuralgische Punkt im 
Zusammenhang mit dem Rücktritt des Reisenden, was durch zahlreiche 
Entscheidungen belegt ist (5. Kapitel). Nicht daß dem Reiseveranstalter 
infolge des Rücktritts ein Anspruch erwächst, war umstritten, sondern 
die Höhe des Anspruchs. Rechtswirklichkeit war (und ist), daß alle 
Reiseveranstalter im Anschluß an die Konditionenempfehlungen des 
Deutschen Reisebüro-Verbandes e. V. (DRV)' diesen Anspruch in ihren 
AGB im voraus pauschalierten. Die Rechtsprechung sah sich vor die 
Aufgabe gestellt, über die Höhe der Pauschalen zu befinden: die Urteile 
zeugen von der Rechtsunsicherheit auf diesem Gebiet: Eine Pauschale 
von 75 % des Reisepreises wurde einmal angezweifelt5, ein andermal 
auf 15 Ofo herabgesetzt6 ; Pauschalen von 55 % wurden teils für ange-
messen befunden7 , teils auf 45 % herabgesetzts. Es gab also zwar An-
haltspunkte aus der Rechtsprechung zur Höhe der Pauschalen9, verläß-
lich jedoch waren sie nicht. Es verwundert deshalb nicht, wenn Hen-

1 BGB11979 I, 509. 
2 BT-Drucks. 8/2343, 6. 
3 Vorschriften ohne Gesetzesangabe sind solche des BGB. 
4 Ziff. 5.1 (Bundesanzeiger Nr. 210 vom 5. 11. 1976). 
5 BGHZ 60, 14 = JZ 73, 366 (Medicus) = FVE 7, 249. 
6 AG Ludwigshafen FVE 9, 296. 
7 AG München FVE 8, 305, LG Düsseldorf FVE 9, 211. 
8 AG Augsburg FVE 10, 257. 
9 a. M. Eberle Reiseveranstaltungsvertrag 20, wonach Anhaltspunkte aus 

der Rspr. fehlen. 

2 Eichinger 



18 Einleitung 

sen10 davon abriet, die Höhe der Pauschalsätze zu bestreiten; allerdings 
lag im Bestreiten ein Risiko nicht "wegen der Undurchsichtigkeit dieses 
Gewerbes"l1, sondern deshalb, weil die Gerichte keine einheitlichen 
Kriterien für die Bemessung der Pauschalhöhe zur Hand hatten (5. Ka-
pitel II! 2). Ob die Angabe von Kriterien in § 651 i II! ein Schritt in 
Richtung Rechtssicherheit ist, bleibt zu untersuchen. 

10 Ulmex / Brandner / Hensen (3. Auflage 1978) AGBG § 11 Nr. 5 Rdn. 25. 
11 Ulmer / Brandner I Hensen (3. Auflage 1978) AGBG § 11 Nr. 5 Rdn. 25. 



Erster Teil 

Grundlagen 

1. Kapitel 

Das Reisevertragsgesetz 

I. Entstehungsgeschichte 

Auf die unklaren rechtlichen Verhältnisse im Pauschalreisewesen 
war im Bundestag bereits 1971 durch eine sogenannte Kleine Anfraget 
hingewiesen und um eine gesetzliche Regelung der Materie zum besse-
ren Schutz der Reisenden nachgefragt worden. Die Bundesregierung 
hatte in ihrer Antwort vom 21. 9. 19712 die Prüfung zugesagt, "ob u. U. 
eine auf das innerstaatliche Recht beschränkte Regelung dieser Materie 
in Betracht zu ziehen ist"; denn zu diesem Zeitpunkt wurde noch er-
wogen, dem Brüsseler "Internationalen übereinkommen über den Rei-
severtrag" vom 23. 3. 1970 (CCV)3 beizutreten. Dieses übereinkommen 
wurde durch die Bundesrepublik wegen Unklarheiten in wesentlichen 
Fragen des Gewährleistungsrechts und in der Abgrenzung des Verant-
wortungsbereichs des Reiseveranstalters von demjenigen der Leistungs-
träger' nicht ratifiziert6• Im August 1973 wurde im Bundesjustizministe-
rium der erste Referentenentwurf eines Gesetzes über den Reiseveran-
staltungsvertrag veröffentlichte. Dieser Entwurf sah ebenso wie der 
hierauf basierende Entwurf der Bundesregierung vom 6. 5. 1976' , un-
verändert in die 8. Wahlperiode eingebracht am 27. 7. 19778, eine Rege-
lung des Reiseveranstaltungsvertrages außerhalb des BGB vor9• Der 

1 BT-Drucks. VI/2557. 
2 BT-Drucks. VI/2587. 
3 Ausführlich hierzu Rebmann Betrieb 71, 1949 ff., 2002 ff.; Riese RabelsZ 

68, 651 mit dem Entwurf des Textes, TonneT Einl. Rdn. 22 - 24. 
4 BT-Drucks. 81786, 10. 
3 Ratifiziert wurde das Abkommen bisher lediglich durch Belgien, Kamerun 

und Taiwan, TonneT Einl. Rdn. 24. 
8 BMJ-3420/13-11487/73; dazu Schulz ZRP 73, 273, TonneT Einl. Rdn. 25 - 32. 
7 BT-Drucks. 7/5141. 
8 BT-Drucks. 81786. 
9 Im einzelnen TonneT Einl. Rdn. 33 - 36. 
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